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werbern (Asylbewerberunterbringungs- und -versorgungs-
gesetz) – AsylbUVG

A .  Z i e l s e t z u n g

Dem unzulänglichen Zustand des Ausländerrechtes der Europäischen Union und 
der Bundesrepublik zum Trotz, eröffnet sich im Wirkungskreis des Landesgesetz-
gebers ein nicht unerheblicher Gestaltungsspielraum zur Eindämmung der Ar-
mutsmigration. Dieser Spielraum wird durch das Asylbewerberunterbringungs- 
und -versorgungsgesetz als das Nachfolgegesetz des Flüchtlingsaufnahmegeset-
zes (FlüAG) genutzt. Es verfolgt unter Berücksichtigung der ausländerrechtlichen 
Restriktionen drei Ziele.
Erstens sollen durch eine weniger attraktiv ausgestaltete Unterbringung und Ver-
sorgung von Asylbewerbern die Anreize für ökonomisch motivierte Migration 
gesenkt werden. Die Motivation zur freiwilligen Ausreise soll erhöht werden.
Zweitens sollen die kreisangehörigen Gemeinden vollständig von der Aufgabe 
der Unterbringung von Asylbewerbern befreit und die Stadt- und Landkreise le-
diglich mit der Unterbringung und Versorgung anerkannter Asylbewerber befasst 
werden.
Drittens soll eine Unterbringungs- und Versorgungsgerechtigkeit dahingehend 
hergestellt werden, dass bei der Unterbringung und Versorgung der Asylbewer-
ber eine stärkere Differenzierung im Hinblick auf den ausländerrechtlichen Status 
vorgenommen wird.
Viertens sollen die Voraussetzungen für die freiwillige Ausreise abgelehnter 
Asylbewerber verbessert werden.
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B .  W e s e n t l i c h e r  I n h a l t

Die Unterbringung von Asylbewerbern im Land wird umstrukturiert: Sie verblei-
ben bis zur Entscheidung über ihren Asylantrag oder bis zu ihrer Abschiebung, 
längstens aber bis zu 24 Monaten, in der Erstaufnahmeeinrichtung. 
Nach der Erstaufnahme folgt die zentrale Unterbringung Asylsuchender, die keine 
oder noch keine Aufenthaltserlaubnis besitzen oder nicht vollziehbar ausreise-
pflichtig sind, in Gemeinschaftsunterkünften der Regierungsbezirke.
Ausreisepflichtige, abgelehnte Asylbewerber sind Ausreiseeinrichtungen zuzufüh-
ren, in denen die Bereitschaft der Bewohner zur Ausreise gesichert und berufsprak-
tische Fähigkeiten, die nach der Rückkehr ins Heimatland genutzt werden können, 
erworben werden sollen. In der Abkehr von der Verteilung Ausreisepflichtiger in 
die Fläche, was die Kontrolle und Abschiebung be- und ggf. verhindert, besteht die  
augenfälligste Neuerung und wird ein Merkmal der vom Bund geforderten An-
kunfts-, Erfassungs- und Rückführungszentren („Anker-Zentren“) umgesetzt.
Anerkannte Asylbewerber, die keine eigene Wohnung finden können und daher 
nach dem Verlassen der zentralen Unterbringung obdachlos zu werden drohen, 
werden dezentral in Gemeinschaftsunterkünften der Stadt- und Landkreise unter-
gebracht. Die von den Stadt- und Landkreisen getragenen Ausgaben der dezen-
tralen Unterbringung werden ihnen vom Land zeitnah per Abrechnung erstattet.
Zur zentralen bzw. dezentralen Unterbringung der genannten Personengruppen 
können jeweils Containerwohnungen bzw. -siedlungen bereitgestellt werden, 
wenn die örtlichen Gegebenheiten es erforderlich machen.
Die zentrale Verteilung von Asylbewerbern auf die Regierungsbezirke erfolgt 
nach einem Schlüssel, der sich aus dem Anteil des jeweiligen Regierungsbezirks 
an der Bevölkerung des Landes errechnet. Die dezentrale Zuteilung von Asylbe-
werbern an die Stadt- und Landkreise erfolgt nach Maßgabe eines Schlüssels, der 
sich aus dem Anteil des jeweiligen Stadt- oder Landkreises an der Bevölkerung 
des jeweiligen Regierungsbezirks ergibt.
Durch die weitestgehende Zentralisierung der Unterbringung und die zurückgegan-
genen Aufnahmezahlen gewinnt die Möglichkeit von Sachleistungen wieder erheb-
liche Bedeutung, da diese in Sammelunterkünften leicht zu organisieren sind. Im 
Rahmen der Ausführung des Asylbewerberleistungsgesetzes ist daher die Gewäh-
rung von Sachleistungen als Grundsatz soweit wie möglich umzusetzen. Damit wird 
ein wesentlicher Pull-Faktor für illegale Einwanderung unter dem Deckmantel der 
Asylantragstellung ausgeschaltet. Bargeldbesitz ermöglichende Geldleistungen sind 
auszuschließen. Sind Sachleistungen nicht möglich, werden Geldleistungen in Form 
von Beträgen auf einer Chipkarte lediglich mit Bezahlfunktion gewährt.

C .  A l t e r n a t i v e n

Keine.

D .  K o s t e n  f ü r  d i e  ö f f e n t l i c h e n  H a u s h a l t e

Aufgrund der zentralisierten kostengünstigen Unterbringung von Asylbewerbern, ent-
weder auf Regierungsbezirks- oder Kreisebene dürften Synergie- und Skaleneffekte 
für einen gewissen Rückgang der Kosten für die öffentlichen Haushalte sorgen. Die 
Senkung der Anreize für ökonomisch motivierte Migration dürfte vermittelt über den 
Rückgang der Zahl der unterzubringenden und zu versorgenden Asylbewerber zu ei-
ner finanziellen Entlastung der öffentlichen Haushalte führen.

E .  K o s t e n  f ü r  P r i v a t e

Keine.
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Der Landtag wolle beschließen, 

dem nachstehenden Gesetzentwurf seine Zustimmung zu 
erteilen:

Gesetz über die Unterbringung 
und Versorgung von Asylbewerbern 
(Asylbewerberunterbringungs- und  

-versorgungsgesetz) – AsylbUVG

Artikel 1

§ 1
Anwendungsbereich

Dieses Gesetz regelt 

1.	die Unterbringung von Ausländern,
	 a)	� die vollziehbar ausreisepflichtig nach § 58 Absatz 2 

Aufenthaltsgesetz (AufenthG) sind,
	 b)	� die nach § 1 des Asylbewerberleistungsgesetzes 

(AsylbLG) leistungsberechtigt sind und nicht bereits 
unter Nummer 1 Buchstabe a erfasst sind,

	 c)	� die aus völkerrechtlichen, humanitären oder politi-
schen Gründen nach §§ 22 bis 25 des AufenthG eine 
Aufenthaltserlaubnis besitzen und nicht bereits unter 
Nummer 1 Buchstabe b erfasst sind, sowie

2.	die Ausführung des Asylbewerberleistungsgesetzes.

§ 2
Unterbringungs- und Versorgungsverwaltung

(1) Die Aufgaben nach § 1 Nummer 1 obliegen 
1.	�dem für innere Angelegenheiten zuständigen Ministe-

rium als oberster Unterbringungsbehörde, 
2.	�den Regierungspräsidien als höheren Unterbringungs-

behörden und 
3.	�den unteren Verwaltungsbehörden als unteren Unter-

bringungsbehörden.
(2) Versorgungsbehörden zum Vollzug der Aufgaben 
nach § 1 Nummer 2 sind die Regierungspräsidien.

§ 3
Einrichtungen der Unterbringung

(1) Unterbringungseinrichtungen sind:
1.	�Erstaufnahmeeinrichtungen nach § 44 Absatz 1 des 

Asylgesetzes (AsylG),
2.	Ausreiseeinrichtungen nach § 61 Absatz 2 AufenthG,
3.	Einrichtungen der zentralen Unterbringung und
4. Einrichtungen der dezentralen Unterbringung.
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(2) Die Einrichtungen nach Absatz 1 Nummer 1 bis 3 
werden von den höheren Unterbringungsbehörden ge-
schaffen und betrieben.
(3) Die Einrichtungen nach Absatz 1 Nummer 4 werden 
von den unteren Unterbringungsbehörden geschaffen und 
betrieben. 
(4) Einrichtungen nach Absatz 1 Nummer 2 bis 4 sind 
Gemeinschaftsunterkünfte im Sinne von § 53 Absatz 1 
AsylG. Einrichtungen nach Absatz 1 Nummer 2 bis 4 sol-
len als mobile Unterkünfte bereitgestellt werden, soweit 
es nach den örtlichen Gegebenheiten erforderlich ist. 
(5) Einrichtungen nach Absatz 1 Nummer 1 sind als Ein-
richtungen nach Absatz 1 Nummer 3 zu betreiben, wenn 
Unterbringungsplätze nicht für Zwecke des § 44 Absatz 1 
AsylG benötigt werden.

§ 4
Unterbringung der Asylbewerber

(1) Die höheren Unterbringungsbehörden gewährleisten 
die Aufnahme und Unterbringung der asylsuchenden Per-
sonen in Einrichtungen nach § 3 Absatz 1 Nummer 1. In 
Abweichung zu § 47 Absatz 1 AsylG sind die nach Satz 1 
untergebrachten Ausländer verpflichtet, bis zur Ent-
scheidung des Bundesamts für Migration und Flüchtlin-
ge über den Asylantrag und – im Falle der Ablehnung 
des Asylantrags als offensichtlich unbegründet oder als 
unzulässig – bis zur Ausreise oder bis zum Vollzug der 
Abschiebungsandrohung oder -anordnung in der für ih-
re Aufnahme zuständigen Aufnahmeeinrichtung nach  
§ 3 Absatz 1 Nummer 1, längstens jedoch für 24 Monate, 
zu wohnen. Die §§ 48 bis 50 AsylG bleiben unberührt.
(2) Die höheren Unterbringungsbehörden gewährleisten 
die Unterbringung der in § 1 Nummer 1 Buchstabe a be-
zeichneten Personen in Einrichtungen nach § 3 Absatz 1 
Nummer 2, soweit sie nach Absatz 1 Satz 2 nicht ver-
pflichtet sind, in einer Aufnahmeeinrichtung nach § 3 Ab-
satz 1 Nummer 1 zu wohnen.
(3) Die höheren Unterbringungsbehörden gewährleisten 
die Unterbringung der in § 1 Nummer 1 Buchstabe b be-
zeichneten Personen in Einrichtungen nach § 3 Absatz 1 
Nummer 3, soweit sie nach Absatz 1 Satz 2 nicht ver-
pflichtet sind, in einer Aufnahmeeinrichtung nach § 3 Ab-
satz 1 Nummer 1 zu wohnen.
(4) Die unteren Unterbringungsbehörden gewährleisten 
die Unterbringung der in § 1 Nummer 1 Buchstabe c be-
zeichneten Personen, die über keine eigene Wohnung ver-
fügen, in Einrichtungen nach § 3 Absatz 1 Nummer 4. Die 
höheren Unterbringungsbehörden teilen die nach Satz 1 
unterzubringenden Personen den unteren Unterbringungs-
behörden zu.

§ 5
Verteilung und Zuteilung der Asylbewerber

(1) Die Verteilung der nach § 4 Absatz 1 bis 3 unterzu-
bringenden Personen auf die Regierungsbezirke erfolgt 
nach einem Schlüssel, der sich aus dem Anteil des jewei-
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ligen Regierungsbezirks an der Bevölkerung des Landes 
errechnet (zentrale Verteilungsquote). 
(2) Die Zuteilung der Personen nach § 4 Absatz 4 Satz 2 
erfolgt nach einem Schlüssel, der sich aus dem Anteil des 
jeweiligen Stadt- oder Landkreises an der Bevölkerung 
des jeweiligen Regierungsbezirkes errechnet (dezentrale 
Zuteilungsquote). 
(3) Bei der Verteilung nach Absatz 1 und der Zuteilung 
nach Absatz 2 ist der Haushaltsgemeinschaft von Fami-
lienangehörigen und humanitären Umständen von ver-
gleichbarem Gewicht in besonderem Maße Rechnung zu 
tragen.

§ 6
Ausreiseeinrichtungen

(1) In den Ausreiseeinrichtungen soll durch Betreuung 
und Beratung die Bereitschaft zur freiwilligen Ausreise 
gefördert und die Erreichbarkeit für Behörden und Ge-
richte sowie die Durchführung der Ausreise gesichert 
werden.
(2) In den Ausreiseeinrichtungen oder damit zusammen-
hängenden Einrichtungen sind zeitlich komprimierte, 
vorwiegend fachpraktisch orientierte Bildungs- und Aus-
bildungsmöglichkeiten, deren Dauer sechs Monate nicht 
übersteigen darf, in den wichtigsten Handwerksberufen 
für diejenigen abgelehnten Asylbewerber anzubieten, die 
ihre Bereitschaft zur freiwilligen Ausreise glaubhaft und 
unwiderruflich versichert haben und bei denen die Vor-
aussetzungen für diese freiwillige Ausreise vorliegen. 
Gleiches gilt, wenn sie glaubhaft versichert haben, sich 
einer Abschiebung nicht zu widersetzen oder sich ihrer 
nicht zu entziehen und die Voraussetzungen einer Ab-
schiebung vorliegen.

§ 7
Öffentlich-rechtliches Nutzungsverhältnis

(1) Für die Dauer der Unterbringung in den Einrichtungen 
nach § 3 wird ein öffentlich-rechtliches Nutzungsverhält-
nis begründet. Die jeweils zuständigen Unterbringungs-
behörden erlassen die Nutzungsordnungen und treffen die 
zur Aufrechterhaltung der Sicherheit und Ordnung erfor-
derlichen Anordnungen und Maßnahmen.
(2) Die Einrichtungen nach § 3 gelten als eine einheitliche 
Einrichtung der Unterbringung. Das Land stellt das notwen-
dige Personal für die zentralen Gemeinschaftsunterkünfte, 
die Stadt- und Landkreise stellen das notwendige Personal 
für die dezentralen Gemeinschaftsunterkünfte. Innerhalb 
dieser einheitlichen Einrichtung bedarf es zur Verlegung ei-
ner Person weder einer Umsetzungsverfügung noch dessen 
Zustimmung; die Verlegung ist zu dulden.

§ 8
Leistungsgewährung 

(1) Bei einer Unterbringung in Einrichtungen nach  
§ 3 Absatz 1 Nummer 1 werden der notwendige Bedarf 
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und der notwendige persönliche Bedarf grundsätzlich in 
Form von Sachleistungen erbracht; nur in besonders be-
gründeten Einzelfällen kann der notwendige persönliche 
Bedarf auch mit Chipkarten ausschließlich mit Bezahl-
funktion, Wertgutscheinen oder anderen vergleichbaren 
unbaren Abrechnungen gewährt werden. Geldleistungen 
sind ausgeschlossen. 
(2) Bei einer Unterbringung in Einrichtungen nach § 3 
Absatz 1 Nummer 2 bis 4, die als Gemeinschaftsunter-
künfte nach § 53 Absatz 1 AsylG gelten, sind vorrangig 
Geldleistungen zur Deckung des notwendigen Bedarfs an 
Ernährung, Kleidung, Gesundheitspflege und Gebrauchs- 
und Verbrauchsgütern des Haushalts zu gewähren. Die 
Geldleistungen werden in Form von Beträgen auf einer 
Chipkarte ausschließlich mit Bezahlfunktion erbracht. 
Anstelle dieser Geldleistungen können, soweit es nach 
den Umständen erforderlich ist, diese Leistungen in Form 
von Sachleistungen gewährt werden. Der Bedarf für Un-
terkunft, Heizung und Hausrat sowie für Wohnungsin-
standhaltung und Haushaltsenergie sowie der notwendige 
persönliche Bedarf werden als Sachleistung erbracht. 

§ 9
Ausgaben und Ausgabenerstattung

(1) Das Land Baden-Württemberg trägt die Ausgaben für 
Schaffung und Betrieb der Unterbringungseinrichtungen 
nach § 3 Absatz 1 Nummer 1 bis 3 sowie für die Leistun-
gen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz. 
(2) Die Stadt- und Landkreise tragen die Ausgaben für 
Schaffung und Betrieb der Unterbringungseinrichtungen 
nach § 3 Absatz 1 Nummer 4.
(3) Die Land- und Stadtkreise rechnen alle im Rahmen 
der Unterbringung nach § 3 Absatz 4 entstehenden Aus-
gaben, die sie selbst verauslagen, individuell nach Maßga-
be der tatsächlich angefallenen Kosten zeitnah nach Ent-
stehen mit dem Land ab (Spitzabrechnung). Soweit dies 
sinnvoll und ohne unangemessene Verzögerung möglich 
ist, können sie verlangen, dass das Land Forderungen die-
ser Art unmittelbar selbst begleicht. Das Land hat dem 
nachzukommen. Bei Streitigkeiten entscheidet der Lan-
desrechnungshof. Das Nähere regelt die oberste Unter-
bringungsbehörde durch Rechtsverordnung.

§ 10
Erhebung und Übermittlung personenbezogener Daten

Die mit der Ausführung dieses Gesetzes betrauten Behör-
den dürfen zum Zweck der Ausführung dieses Gesetzes 
personenbezogene Daten erheben, soweit dies zur Erfül-
lung ihrer Aufgaben nach diesem Gesetz erforderlich ist. 
Die Daten dürfen auch ohne Mitwirkung des Betroffenen 
bei der Ausländerbehörde erhoben werden.

§ 11
Verordnungsermächtigung

Die oberste Aufnahmebehörde wird ermächtigt, das Nä-
here der Vorschriften dieses Gesetzes durch Rechtsver-
ordnung zu regeln, insbesondere die Organisation und 
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Ausgestaltung der berufsfachpraktischen Unterweisungen 
nach § 6 Absatz 2. 

Artikel 2
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in 
Kraft. Gleichzeitig tritt das Gesetz über die Aufnahme 
von Flüchtlingen (Flüchtlingsaufnahmegesetz –  FlüAG) 
vom 19. Dezember 2013 außer Kraft.

26. 05. 2020

Gögel
und Fraktion
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Begründung

A. Allgemeiner Teil

Die Souveränität im Kern der Verfassungsidentität Deutschlands, die Rechtsstaat-
lichkeit als Element der Verfassungsidentität Deutschlands und somit die Freiheit 
der Bürger der Bundesrepublik Deutschland ist durch die massenhafte Armutsmi-
gration aus fremden Kulturen verletzt. Um ihr Einhalt zu gebieten, bedarf es auf 
allen politischen Ebenen einer Vielzahl von Maßnahmen. Nicht nur die Abkehr 
von der „Herrschaft des Unrechtes“ bzw. die Einhaltung der asylrechtlichen Nor-
men durch die Bundesregierung, sondern auch tiefgreifende ausländerrechtliche 
Änderungen sind erforderlich, um der Zuwanderungskrise Herr zu werden.
Dem unzulänglichen Zustand des Ausländerrechts der Europäischen Union und 
der Bundesrepublik zum Trotz eröffnet sich im Wirkungskreis des Landesgesetz-
gebers ein kleiner, aber nicht unerheblicher Gestaltungsspielraum zur Eindäm-
mung der Armutsmigration. Dieser Spielraum wird durch das Asylbewerberunter-
bringungs- und -versorgungsgesetz genutzt.
Zur Eindämmung ökonomisch motivierter Migrationsbewegungen, zur Entlas-
sung der kreisangehörigen Gemeinden aus der unterbringungspolitischen Ver-
antwortung, zur Herstellung einer Unterbringungs- und Versorgungsgerechtigkeit 
und zur Verbesserung der Voraussetzungen für freiwillige Ausreisen wird mit 
dem Asylbewerberunterbringungs- und versorgungsgesetz ein Konzept zur Neu-
strukturierung der Unterbringung und Versorgung von Asylbewerbern im Land 
eingebracht. Das bisherige System der undifferenzierten Durchleitung der Antrag-
steller von der Erstaufnahme über die vorläufige Unterbringung in die Anschluss-
unterbringung auf Grundlage des Flüchtlingsaufnahmegesetzes wird aufgegeben 
und durch ein nach dem ausländerrechtlichen Status der Asylbewerber differen-
zierendes Unterbringungs- und Versorgungssystem ersetzt.
Die Senkung der Anreize für ökonomisch motivierte Asylbewerber bzw. Armuts-
flüchtlinge soll zum einen durch den Wegfall der Verteilung in die Fläche, wo 
keine wirksame Kontrolle möglich ist, zum anderen durch den Wegfall einer pri-
vaten Wohnungsnahme erreicht werden, es sei denn Asylbewerber werden aner-
kannt und finden von sich aus eine Wohnung. Die ausschließliche Unterbringung 
in wenigen zentralen Gemeinschaftsunterkünften ist auch Ausdruck sozialer Ge-
rechtigkeit gegenüber den Menschen, die mit ihren Leistungen das Gemeinwesen 
unterhalten und es nicht verdienen, dass Menschen, ohne jegliche sozialen Vor-
leistungen erbracht zu haben, mit ihnen in Konkurrenz um knappen Wohnraum 
treten. Jedem Asylsuchenden wird aber nichtsdestotrotz eine Unterkunft gewährt, 
die seine physische Existenz absichert und damit seine Menschenwürde wahrt.
Zum anderen sollen die Anreize für ökonomisch motivierte Asylbewerber da-
durch gesenkt werden, dass Leistungsberechtigte nach dem Asylbewerberleis-
tungsgesetz bei der Leistungserbringung möglichst keinen Zugang zu Bargeld er-
halten und die vom AsylbLG eröffneten Möglichkeiten durch ermessenslenkende 
Vorschriften insoweit vollständig ausgereizt werden. Die ihnen gewährten Leis-
tungen sollen – soweit möglich – nicht als Beitrag zum Vermögensaufbau und 
nicht als Transfergut zur Unterstützung und Nachholung von Verwandten in den 
Herkunftsländern Verwendung finden. Daher soll bei der Leistungserbringung, 
soweit Sachleistungen nicht möglich sind, auf eine Chipkarte lediglich mit Be-
zahlfunktion zurückgegriffen werden. Die Chipkarte soll weder die Abhebung 
von Bargeld noch die Überweisung von Geldbeträgen unterstützen.
Die Entlassung der durch die Unterbringung von Asylbewerbern und deren sozia-
len Folgen stark belasteten kreisangehörigen Gemeinden aus der flüchtlingspoli-
tischen Verantwortung wird durch die Umstrukturierung der Asylbewerberunter-
bringung erreicht. Die Stadt- und Landkreise werden nur noch mit der Aufgabe 
der Unterbringung und Versorgung von anerkannten Asylbewerbern befasst.
Durch die zentrale Unterbringung von abgelehnten Asylbewerbern und die dezen-
trale Unterbringung von anerkannten Asylbewerbern ist der Missstand, dass – wie 
nach derzeitiger Rechtslage – alle Asylbewerber bei der Unterbringung unabhän-
gig von ihrem ausländerrechtlichen Status und von ihrer Schutzbedürftigkeit mehr 
oder weniger gleichbehandelt werden, ausgeräumt.
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Die zentrale Unterbringung ist unter dem Gesichtspunkt der sozialen Gerechtig-
keit mehr als überfällig, denn abgelehnte Asylbewerber, die zunächst die Großzü-
gigkeit des sozialen Rechtsstaats für ihre Zwecke in Anspruch genommen haben, 
bringen bei Erfolglosigkeit im nächsten Moment für denselben Staat ihre völlige 
Verachtung zum Ausdruck, indem sie seine Aufforderung zur Ausreise einfach 
ignorieren; diese Verachtung für unseren Rechtsstaat gebietet keine über Gebühr 
komfortable staatliche Unterbringung.
Die Voraussetzungen für die freiwillige Ausreise abgelehnter Asylbewerber sol-
len durch die Unterbringung in den zentralen Gemeinschaftsunterkünften der 
Ausreiseeinrichtungen verbessert werden. Ausreiseeinrichtungen ermöglichen 
eine intensive Betreuung der Untergebrachten zur Förderung ihrer Ausreise. Die 
Bereitschaft zur freiwilligen Ausreise oder zur notwendigen Mitwirkung bei der 
Beschaffung von Heimreisedokumenten soll hier gefördert werden. Zudem kann 
in Ausreiseeinrichtungen die gezielte Beratung über die bestehenden Programme 
zur Förderung der freiwilligen Rückkehr erfolgen. In Ausreiseeinrichtungen wird 
die Erreichbarkeit für Behörden und Gerichte vereinfacht und die Durchführung 
der Ausreise kann besser sichergestellt werden.
Zudem wird die Ausreise durch den Erwerb von Humankapital, das die Berufs-
tätigkeit im Heimatland fördert, attraktiver gemacht. Asylbewerber stammen weit 
überwiegend aus unterwickelten Ländern mit nur wenigen ausgebildeten Arbeits-
kräften. Es liegt zuvörderst im Interesse der Heimatländer, aber auch im Interesse 
der Rückkehrer als auch im deutschen Interesse, dass Personen, deren Asylanträ-
ge erfolglos blieben, und in ihr Heimatland zurückkehren müssen, qualifizierter 
zurückkehren als sie von dort aufgebrochen sind. Dieser Gedanke drängt sich 
geradezu auf, wenn sie aus einem hochentwickelten Land wie Deutschland zu-
rückkehren, das als Heimat des Handwerks bekannt ist. Es soll daher während 
der Wartezeit auf eine Rückreisegelegenheit bzw. -möglichkeit die Zeit für eine 
Grundausbildung vor allem in den wichtigsten Baugewerken genutzt werden.

B. Einzelbegründung

Artikel 1 (Asylbewerberunterbringungs- und -versorgungsgesetz)

Zu § 1 Anwendungsbereich

Die Vorschrift umreißt den Anwendungsbereich des Gesetzes. Asylbewerber – 
sich unter Berufung auf humanitäre Gründe in Deutschland aufhaltende Auslän-
der – sollen untergebracht und Leistungsberechtigte nach dem Asylbewerberleis-
tungsgesetz (AsylbLG) versorgt werden. 
Satz 1 nimmt Bezug auf den persönlichen Anwendungsbereich des Gesetzes. In 
den Kleinbuchstaben a bis c werden die folgenden drei Personenkreise erfasst:

a)	vollziehbar ausreisepflichtige Ausländer,
b)	�Leistungsberechtigte nach § 1 AsylbLG, soweit sie nicht zum Personenkreis 

der vollziehbar ausreisepflichtigen Ausländer gehören,
c)	�aus völkerrechtlichen, humanitären oder politischen Gründen schutzbedürftige 

Ausländer, soweit sie nicht zum Personenkreis der Leistungsberechtigten nach 
§ 1 AsylbLG gehören.

In Satz 2 der Vorschrift wird festgelegt, dass zum Anwendungsbereich des Geset-
zes auch die Ausführung des Asylbewerberleistungsgesetzes gehört.

Zu § 2 Unterbringungs- und versorgungsverwaltung

Zu Absatz 1

In Absatz 1 werden die Behörden der Unterbringungsverwaltung benannt. Es wird 
zwischen dem für innere Angelegenheiten zuständigen Ministerium als oberster 
Unterbringungsbehörde, den Regierungspräsidien als höheren Unterbringungs-
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behörden und den Stadt- und Landkreisen als unteren Unterbringungsbehörden 
unterschieden. Die Gliederung der Unterbringungsverwaltung in Unterbringungs-
behörden entspricht der derzeitigen Gliederung in Aufnahmebehörden. Sie ent-
spricht dem allgemeinen Verwaltungsaufbau.

Zu Absatz 2

Die Aufgabe der Versorgung mit Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsge-
setz wird nach Absatz 2 von den Regierungspräsidien wahrgenommen. 

Zu § 3 Einrichtungen der Unterbringung

Zu Absatz 1

Absatz 1 unterscheidet zwischen Erstaufnahmeeinrichtungen nach § 44 Absatz 1 
AsylG, Ausreiseeinrichtungen nach § 61 Absatz 2 AufenthG, zentralen Unterbrin-
gungseinrichtungen und Einrichtungen der dezentralen Unterbringung. 

Zu Absatz 2

Die Regierungspräsidien als höhere Unterbringungsbehörden sind Absatz 2 zufol-
ge für die Schaffung und Betreibung der Erstaufnahmeeinrichtungen, der Ausrei-
seeinrichtungen und der zentralen Unterbringungseinrichtungen verantwortlich. 

Zu Absatz 3

In Absatz 3 wird normiert, dass den Stadt- und Landkreisen als unteren Unterbrin-
gungsbehörden die Schaffung und Betreibung der Einrichtungen der dezentralen 
Unterbringung obliegt.

Zu Absatz 4

Satz 1 sieht vor, dass zentrale und dezentrale Einrichtungen der Unterbringung 
der Unterbringungsform nach Gemeinschaftsunterkünfte im Sinne von § 53 Ab-
satz 1 AsylG sein müssen. 
Nach Satz 2 können alle von diesem Gesetz vorgesehenen Unterbringungsein-
richtungen als mobile Einrichtungen bereitgestellt werden, soweit es nach den 
örtlichen Gegebenheiten erforderlich ist. Unter mobilen Einrichtungen sind Con-
tainerwohnungen bzw. -siedlungen zu verstehen. 

Zu Absatz 5

Es ist vorgesehen, dass Erstaufnahmeeinrichtungen als Einrichtungen der zentra-
len Unterbringung zu betreiben sind, wenn die Unterbringungsplätze nicht zum 
Zwecke der Erstaufnahme benötigt werden.

Zu § 4 Unterbringung der Asylbewerber

Die Bestimmungen des § 4 normieren die Gewährleistung der Unterbringung der 
verschiedenen Personenkreise im Anwendungsbereich des Gesetzes durch die 
verschiedenen Unterbringungsbehörden, wie der Überblick in der Tabelle auf-
zeigt.
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Tabelle: Die Unterbringung der Asylbewerber im Überblick 

Zu Absatz 1

Nach Satz 1 gewährleisten die Regierungspräsidien die Aufnahme und Unter-
bringung der asylsuchenden Ausländer in Erstaufnahmeeinrichtungen. Es sind die 
offiziellen Anlaufstellen und Unterkünfte für Asylbewerber, die diese zunächst 
aufsuchen müssen, um dort ihren Asylantrag zu stellen. 
Mit Satz 2 wird die Öffnungsklausel des § 47 Absatz 1 Buchstabe b AsylG umge-
setzt. Demnach sind Ausländer in zwei Fällen verpflichtet, bis zu 24 Monate lang 
in der für ihre Aufnahme zuständigen Aufnahmeeinrichtung zu wohnen: 

•	� Erstens sind Ausländer verpflichtet, bis zur Entscheidung des Bundesamts für 
Migration und Flüchtlinge über den Asylantrag in der für ihre Aufnahme zu-
ständigen Aufnahmeeinrichtung zu wohnen. Aufgrund dessen wird die maxi-
male Dauer der Wohnverpflichtung von bisher sechs Monaten auf nunmehr  
24 Monate erhöht. 

•	� Zweitens sind Ausländer, die zum Zeitpunkt der Ablehnung des Asylantrags 
als offensichtlich unbegründet oder als unzulässig verpflichtet sind, in der für 
die Aufnahme zuständigen Aufnahmeeinrichtung zu wohnen, verpflichtet, ab 
diesem Zeitpunkt bis zur Ausreise oder bis zum Vollzug der Abschiebungsan-
drohung oder -anordnung weiterhin in der Aufnahmeeinrichtung zu wohnen.

Satz 3 schränkt die Vorschrift des Satzes 2 ein, indem er klarstellt, dass die §§ 48 
bis 50 AsylG von den Verpflichtungen der Öffnungsklausel unberührt bleiben. 

Zu Absatz 2

Die Regierungspräsidien gewährleisten nach dieser Vorschrift die Unterbringung 
von vollziehbar ausreispflichtigen und unerlaubt eingereisten Ausländern in Aus-
reiseinrichtungen, wenn diese nicht verpflichtet sind, in einer Erstaufnahmeein-
richtung zu wohnen.
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Zu Absatz 3

Aus der Vorschrift in Absatz 3 folgt, dass die höheren Unterbringungsbehörden 
die Unterbringung der Leistungsberechtigten nach dem Asylbewerberleistungs-
gesetz, die nicht vollziehbar ausreisepflichtig und auch nicht mehr zum Wohnen 
in einer Erstaufnahmeeinrichtung verpflichtet sind, in Einrichtungen der zentralen 
Unterbringung gewährleisten.

Zu Absatz 4

Nach Satz 1 gewährleisten die Stadt- und Landkreise die Unterbringung aner-
kannter Asylbewerber in Einrichtungen der dezentralen Unterbringung.
Satz 2 sieht vor, dass die Regierungspräsidien die anerkannten Asylbewerber den 
Stadt- und Landkreisen zuteilen. 

Zu § 5 Verteilung und Zuteilung der Asylbewerber

Zu Absatz 1

Absatz 1 zufolge sind die in Erstaufnahme-, Ausreise- und zentralen Unterbrin-
gungseinrichtungen der Regierungspräsidien unterzubringenden Personen nach 
Maßgabe eines Schlüssels auf die Regierungsbezirke zu verteilen, der sich aus 
dem Anteil des jeweiligen Regierungsbezirks an der Bevölkerung des Landes er-
rechnet. 

Zu Absatz 2

In Absatz 2 wird geregelt, dass Personen, die den Stadt- und Landkreisen durch 
die Regierungspräsidien zugeteilt werden, nach Maßgabe eines Schlüssels zu ver-
teilen sind, der sich aus dem Anteil des jeweiligen Stadt- oder Landkreises an der 
Bevölkerung des jeweiligen Regierungsbezirks errechnet.

Zu Absatz 3

Inhalt von Absatz 3 ist es sicherzustellen, dass bei der Verteilung auf die Re-
gierungsbezirke sowie die Stadt- und Landkreise der Haushaltsgemeinschaft von 
Familienangehörigen und humanitären Umständen von vergleichbarem Gewicht 
in besonderem Maße Rechnung getragen wird.

Zu § 6 Ausreiseeinrichtungen

Zu Absatz 1

In den Ausreiseeinrichtungen soll durch Betreuung und Beratung die Bereitschaft 
zur freiwilligen Ausreise gefördert und die Erreichbarkeit für Behörden und Ge-
richte sowie die Durchführung der Ausreise gesichert werden. Die Bereitschaft 
zur freiwilligen Ausreise oder zur notwendigen Mitwirkung bei der Beschaffung 
von Heimreisedokumenten soll hier gefördert werden. Zudem kann in Ausreise-
einrichtungen die gezielte Beratung über die bestehenden Programme zur Förde-
rung der freiwilligen Rückkehr erfolgen. In Ausreiseeinrichtungen wird die Er-
reichbarkeit für Behörden und Gerichte vereinfacht und die Durchführung der 
Ausreise kann besser sichergestellt werden.
Die Unterbringung in den zentralen Gemeinschaftsunterkünften der Ausreiseein-
richtungen ermöglicht eine intensive Betreuung der Untergebrachten zur Förde-
rung ihrer Ausreise. Die Bereitschaft zur freiwilligen Ausreise oder zur notwen-
digen Mitwirkung bei der Beschaffung von Heimreisedokumenten soll hier ge-
fördert werden. Zudem kann in Ausreiseeinrichtungen die gezielte Beratung über 
die bestehenden Programme zur Förderung der freiwilligen Rückkehr erfolgen. In 
Ausreiseeinrichtungen wird die Erreichbarkeit für Behörden und Gerichte verein-
facht und die Durchführung der Ausreise kann besser sichergestellt werden.
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Zu Absatz 2

Eine Rückkehr qualifizierter abgelehnter Asylbewerber ist sowohl im Interesse 
des Herkunftslands als auch der Bundesrepublik. Es soll daher während der War-
tezeit auf eine Rückreisegelegenheit bzw. -möglichkeit die Zeit für eine Grund-
ausbildung vor allem in den wichtigsten Baugewerken genutzt werden, also z. B. 
als Straßenbauer, Zimmerer, Dachdecker, Maurer, Installateur etc. pp., wobei vor-
rangig auf eine fachpraktische Unterweisung zu setzen ist. Eine Verlängerung 
des Aufenthalts in Deutschland darf dabei nicht entstehen, es sei denn zum Ab-
schluss einer solchen Kurzunterweisung, die zunächst sechs Monate nicht über-
steigen darf. Die Ausbildung darf auch nicht zur ungeplanten Verzögerung oder 
Verhinderung der Abschiebung missbraucht werden; sie darf nur begonnen wer-
den, wenn die Durchführung der Abschiebung dadurch nicht verhindert wird. Der 
Rechtsverordnungsgeber hat dafür in geeigneter Weise Sorge zu tragen und die 
Vorschriften des § 6 Absatz 2 genauer auszugestalten (vgl. § 11).

Zu § 7 Öffentlich-rechtliches Nutzungsverhältnis

Zu Absatz 1

In Satz 1 wird festgelegt, dass für die Dauer der Unterbringung in den Erstaufnah-
meeinrichtungen, den Ausreiseeinrichtungen, den zentralen Unterbringungsein-
richtungen und den dezentralen Unterbringungseinrichtungen ein öffentlich-recht-
liches Nutzungsverhältnis begründet wird.
In Satz 2 werden die jeweils zuständigen Unterbringungsbehörden ermächtigt, die 
Nutzungsordnungen zu erlassen und die zur Aufrechterhaltung der Sicherheit und 
Ordnung erforderlichen Anordnungen und Maßnahmen zu treffen.

Zu Absatz 2

Nach Satz 1 haben alle Unterbringungseinrichtungen als einheitliche Unterbrin-
gungseinrichtungen zu gelten.
Satz 2 stellt klar, dass die jeweils zuständige Unterbringungsbehörde auch das 
Personal der von ihr eingerichteten Unterbringungseinrichtungen stellt. 
Satz 3 schreibt vor, dass es innerhalb der einheitlichen Einrichtungen zur Ver-
legung eines Bewohners weder einer Umsetzungsverfügung noch dessen Zustim-
mung bedarf. Der Bewohner hat seine Verlegung zu dulden.
In den Vorschriften des Absatzes 2 wird eine Problematik der bisherigen Praxis 
in der vorläufigen Unterbringung aufgegriffen: soll ein Bewohner einer Unter-
bringungseinrichtung mit mehr als einer Liegenschaft in eine andere Einrichtung 
dieser „einheitlichen Einrichtung“ verlegt werden, besteht Rechtsunsicherheit da-
rüber, ob es für diese Umsetzung eines Verwaltungsaktes oder der Zustimmung 
des Betroffenen bedarf. Diese Unsicherheit soll beendet und eine Duldungspflicht 
eingeführt werden, die erforderlichenfalls mit unmittelbarem Zwang durchgesetzt 
werden kann.

Zu § 8 Leistungsgewährung nach dem Asylbewerberleistungsgesetz

Zu Absatz 1

Nach § 3 Absatz 2 AsylbLG wird bei einer Unterbringung in Aufnahmeeinrich-
tungen im Sinne von § 44 Absatz 1 des Asylgesetzes der notwendige Bedarf ob-
ligatorisch durch Sachleistungen gedeckt. Im Einzelnen wird darin vorgegeben: 
„… Der notwendige persönliche Bedarf soll durch Sachleistungen gedeckt wer-
den, soweit dies mit vertretbarem Verwaltungsaufwand möglich ist. Sind Sach-
leistungen für den notwendigen persönlichen Bedarf nicht mit vertretbarem Ver-
waltungsaufwand möglich, können auch Leistungen in Form von Wertgutschei-
nen, von anderen vergleichbaren unbaren Abrechnungen oder von Geldleistungen 
gewährt werden.“
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Satz 1 2. Halbsatz greift (§10 AsylbLG) mit der Restriktion „nur in besonders 
begründeten Einzelfällen“ die Soll-Vorgabe in ermessenslenkender Weise auf, 
weicht vom unbestimmten Rechtsbegriff des „vertretbaren Verwaltungsaufwan-
des“ ab und beschränkt die Leistungsgewährung insoweit. Entlang dieser Vorga-
ben werden Bargeldleistungen ausgeschlossen (Satz 2). Als unbare Abrechnungen 
kommen Chipkarten mit reiner Zahlfunktion, die mit Geld aufgeladen werden 
können, oder Wertgutscheine in Betracht.

Zu Absatz 2

§ 3 Absatz 3 AsylbLG kehrt das Regel-Ausnahme-Verhältnis des § 3 Absatz 2 um; 
während nach Absatz 2 Sachleistungen den Regelfall darstellen, gibt Absatz 3 für die 
Regel Geldleistungen den Vorrang. Allerdings wird für einige Bedarfe dennoch 
die Sachleistung im Ermessenswege eröffnet, erst recht gilt dies bei interpolie-
render Betrachtung mit § 53 Absatz 1 AsylG. Absatz 2 des vorliegenden Gesetz-
entwurfs vollzieht diese Trennlinien konsequent und ermessenslenkend nach. Der 
Vorrang und die dominierende Stellung von Sachleistungen wird durch die zen-
trale Unterbringung aller Asylbewerbergruppen und deren stark gesunkene Zahl 
(wieder) ermöglicht.
In Satz 1 wird mit dem Relativsatz klargestellt, dass für das Land von der Mög-
lichkeit des § 53 Absatz 1 AsylG Gebrauch gemacht wird, womit Gestaltungs-
möglichkeiten für die Versorgung der Asylbewerber (§ 3 Absatz 3 Satz 6) eröffnet 
werden.
Satz 2 ordnet an, dass Geldleistungen in Form von Beträgen auf einer Chipkarte 
lediglich mit Bezahlfunktion erbracht werden müssen. Wie der Wissenschaftliche 
Dienst des Bundestages feststellt, kann von einer Bargeldbesitz ermöglichenden 
Abhebefunktion abgesehen werden:
„Für Asylbewerber außerhalb von Erstaufnahmeeinrichtungen könnten sich hin-
sichtlich der Nutzung des Chipkartensystems Bedenken ergeben, wenn der auf 
der Chipkarte verfügbare Betrag nur teilweise (etwa nur in Höhe des Geldbe-
trags für den notwendigen persönlichen Bedarf) als Barbetrag abgehoben werden 
kann, denn der notwendige Bedarf dieser Gruppe ist nach § 3 Abs. 2 AsylbLG (§ 3 
Abs. 3 AsylbLG n. F., Anm. d. Verf.) im Wesentlichen vorrangig als Geldleistung 
in der dort festgelegten Höhe zu erbringen. Jedoch steht insoweit die Entschei-
dung über die Einzelheiten der Leistungserbringung in analoger Anwendung des 
§ 17 Abs. 2 Satz 1 SGB XII im Ermessen der jeweils zuständigen Behörde. Vor 
diesem Hintergrund erscheint es letztlich auch zulässig, wenn im Hinblick auf den 
notwendigen Bedarf auf die Bezahlfunktion der Chipkarte verwiesen wird. Dies 
ist jedenfalls dann der Fall, wenn der für die Abdeckung des notwendigen Bedarfs 
in Betracht kommende Handel vor Ort die Chipkarte ausnahmslos als Zahlungs-
mittel anerkennt.“ (Deutscher Bundestag. Wissenschaftlicher Dienst: Geldleistun-
gen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz. Einzelfragen zur Wahl der Auszah-
lungsmodalitäten, WD 6 – 3000 – 055/17, 2017).
Anstelle dieser über Chipkarte gewährten Geldleistungen können diese Leistun-
gen nach Satz 3, soweit es nach den Umständen erforderlich ist, in Form von 
Sachleistungen gewährt werden. Hier wird § 3 Absatz 3 Satz 1 und 2 AsylbLG 
rezitiert, wonach bestimmte Bedarfe als Geldleistung erbracht werden müssen, 
allerdings können bei „Erforderlichkeit“ auch diese als unbare Abrechnungen, 
Wertgutschein oder Sachleistung erbracht werden. „Erforderlichkeit“ in diesem 
Sinne kann allerdings vorliegen bei Verschwendung(ssucht), häufigem „Verlie-
ren“ oder „Gestohlenwerden“ von Bargeld usw. Unter diesen Voraussetzungen 
sind auch der Bedarf an Ernährung, Bekleidung, Gesundheitspflege und Haus-
haltsgütern als Sachleistung zu erbringen.
In Satz 4 Alternative 1 wird von der Ermächtigung in § 3 Absatz 3 Satz 3 
AsylbLG Gebrauch gemacht und werden die aufgezählten Bedarfe (Unterkunft, 
Hausrat, Heizung, Instandhaltung und Energie) als Sachleistungen erbracht.
In Satz 4 Alternative 2 (notwendiger persönlicher Bedarf, also das „Taschen-
geld“) wird in Zusammenschau mit § 3 Absatz 3 Satz 6, § 53 Absatz 1 AsylbLG 
der Regelfall als Sachleistung vorgegeben.
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Zu § 9 Ausgaben und Ausgabenerstattung

Zu Absatz 1

Das Land Baden-Württemberg trägt nach Satz 1 die Ausgaben für die Unterbrin-
gung und Versorgung der nach § 4 Absatz 1 Nr. 1 bis 3 untergebrachten Personen 
unmittelbar selbst. 

Zu Absatz 2

Satz 2 zufolge tragen die Stadt- und Landkreise die Ausgaben für Schaffung und 
Betrieb der Einrichtungen der dezentralen Unterbringung. 

Zu Absatz 3

Absatz 3 schreibt nach dem Grundsatz „wer bestellt, bezahlt“ die sogenannte 
„Spitzabrechung“ der Ausgaben der Land- und Stadtkreise für die Kosten der 
dezentralen Gemeinschaftsunterkünfte für die dort untergebrachten anerkannten 
Asylbewerber vor, soweit die Asylbewerber (personenbezogene) Leistungen der 
Kreise (noch) in Anspruch nehmen. In der Regel wird dies nicht oder nur zeit-
weise der Fall sein, da Anerkannte aus der Leistungsberechtigung des AsylbLG 
fallen. Allerding entstehen Kosten für die Liegenschaft.
Eine Pauschal-Kostenerstattung wird verworfen, da sich diese in der Vergan-
genheit als hoch fehleranfällig, ungerecht und nicht kostendeckend erwiesen hat 
und zudem mit der Abkehr von der flächenhaften Verteilung abgelehnter Asyl-
bewerber die Kosten für die Kommunen stark sinken. Um die Kreise und Städte 
nicht mittelbar verantwortlich für die Asylpolitik der Länder und des Bundes zu  
machen, werden diese dennoch ermächtigt, alle mit der Unterbringung und Ver-
sorgung der Anerkannten anfallenden Kosten – auch die versteckten Kosten, die 
in der Vergangenheit nicht abgerechnet werden konnten – unmittelbar spitz mit 
dem Land abzurechnen. Aus Vereinfachungsgründen können sich die Kommunen 
mit dem Land auf die unmittelbare Abrechnung bestimmter, unstrittiger Kosten 
einigen. Das Land ist verpflichtet, berechtigten Begehren dieser Art nachzukom-
men. Der Landesrechnungshof soll eine Abteilung einrichten, der in Streitigkeiten 
vermittelt, prüft und schlichtet; seine Entscheidungen sind verbindlich.

Zu § 10 Erhebung und Übermittlung personenbezogener Daten

Nach Satz 1 ist es den Regierungspräsidien sowie den Stadt- und Landkreisen ge-
stattet, zum Zweck der Ausführung dieses Gesetzes personenbezogene Daten zu 
erheben, soweit dies zur Aufgabenerfüllung nach diesem Gesetz erforderlich ist. 
Nach Satz 2 dürfen die Daten auch ohne Mitwirkung des Betroffenen bei der Aus-
länderbehörde erhoben werden.

Zu § 11 Verordnungsermächtigung

Die Norm ist eine Verordnungsermächtigung, die das für innere Angelegenhei-
ten zuständige Ministerium dazu ermächtigt, das Nähere der Vorschriften dieses 
Gesetzes durch Rechtsverordnung zu regeln. Insbesondere bedarf der Einstieg in 
eine Rückkehrqualifizierung zur Mithilfe beim Aufbau des eigenen Landes nach 
§ 6 Absatz 2 der Ausgestaltung im Verordnungswege.

Artikel 2 – Inkrafttreten

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten. Das Gesetz soll am Tag nach seiner Ver-
kündung in Kraft treten. Gleichzeitig tritt das Flüchtlingsaufnahmegesetz (FlüAG) 
außer Kraft.


